
Demokratie kann und soll viel mehr sein als die Abstimmungsmaschinerie im Parlament. Um
Zukunftsthemen besser angehen zu können, kann eine breitere Beteiligung der Bevölkerung
an der Entscheidungsfindung helfen.

STANDARD auf Google als bevorzugte Nachrichtenquelle festlegen Aktivieren

Die Juristin Teresa Weber und die Politikwissenschafterin Tamara Ehs
fordern eine systemische Weiterentwicklung der Demokratie in
Österreich.

Das Programm der Bundesregierung sieht die "Abhaltung eines Verfassungskonvents vor dem Hintergrund der großen
Herausforderungen unserer Zeit" vor. Ein Vierteljahrhundert nach dem Österreich-Konvent, der auf eine Bundesstaats- und
Verwaltungsreform abgezielt hatte, soll diesmal explizit die Demokratie gestärkt werden. Viele Staaten befinden sich in einer
"Welle der Autokratisierung" (V-Dem Report), die sich allen voran in Einschränkungen der Medienfreiheit sowie Unterdrückung
der Zivilgesellschaft äußert. Der österreichische Demokratiemonitor belegt zudem eine tiefe Unzufriedenheit mit dem
politischen System und weit verbreiteten Zweifel an Mitsprache. 64 Prozent der Befragten wünschen sich mehr
Beteiligungsrechte und bessere Repräsentation.

In dieser Ausgangslage führten wir ein Beteiligungsprojekt mit Vertretern der Zivilgesellschaft durch, um Vorschläge zur
Stärkung und Weiterentwicklung der Demokratie zu erarbeiten. Die geistige Landesverteidigung, die längst in der Verfassung
und den Lehrplänen grundgelegt ist, kann nämlich auch emanzipativ verstanden werden – indem die Verteidigung der
Demokratie in deren Ausbau liegt. Wir benötigen nicht weniger als ein kluges Demokratieupdate.

Breite Mitwirkungsmöglichkeit

Wenn die Regierung das Ziel setzt, die politische Praxis zu überdenken, und der in Aussicht genommene Konvent eine
"wehrhafte Demokratie" einfordert, müsste dies schon beim Reformprozess beginnen: Neben den üblichen repräsentativ
besetzten Gremien bedarf es diesmal zusätzlich der breiten öffentlichen Mitwirkungsmöglichkeit, eines partizipativen
Prozesses. Hierfür gibt es zahlreiche Vorbilder, etwa Irlands Convention on the Constitution (2013-14), an der neben 33
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Politiker:innen 66 per Losverfahren ausgewählte Bürger:innen teilnahmen.

Die Forderung nach der verfassungsmäßigen Verankerung von Bürgerräten war auch eine der ersten Ideen, die im Projekt
geäußert wurden. Geloste Bürgerversammlungen sind weltweit erprobt, erzielen oft breite Kompromisse und ein
gesellschaftliches Mandat, wo Parteipolitik in der Sackgasse steckt. Solche Dialogprozesse sollte es laut Projektbeteiligten zu
Zukunftsthemen wie Krisenresilienz, Migration und Generationengerechtigkeit geben; ob ihre Ergebnisse rechtsverbindlich oder
nur konsultativ sein sollten, blieb allerdings umstritten.

Breiten Konsens erreichte der Wunsch, neue Beteiligungsformate (Bürgerräte, partizipative Budgets etc.) auf Landes- und
Gemeindeebene rechtssicher erproben zu können, wofür die Bundesverfassung klare Rahmenbedingungen schaffen müsste.
Ungeteilte Zustimmung erhielten die beiden Forderungen nach einer inhaltsbezogenen Journalismusförderung als
Staatszielbestimmung sowie nach der verfassungsrechtlichen Verankerung eines sozial gerechten Klimaschutzes.

Demokratie als Unterrichtsfach

Weiters äußerten die Projektbeteiligten das Bedürfnis nach Menschenrechts- und Demokratiebildung als verpflichtendes
Schulfach. Mit Blick auf die Repräsentationslücke und den hohen Anteil Nichtwahlberechtigter fand auch die Forderung nach
der Erweiterung des Wahlrechts auf Gemeindeebene für alle Personen mit dauerhaftem Wohnsitz unabhängig von der
Staatsbürgerschaft Zuspruch. Ein automatischer Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft durch Geburt sowie die
Erweiterung des Volksbegriffes im Artikel 1 B-VG um alle in Österreich lebenden Menschen, die seit mindestens fünf Jahren
ihren Hauptwohnsitz hier haben, blieben hingegen umstritten.

Wir verstehen diese Sammlung als ersten Aufschlag für einen partizipativ getragenen Verfassungskonvent und Beitrag zur
institutionellen Vorstellungskraft.

Nicht nur Verfassungsbestimmungen, die Wahlen oder direktdemokratische Instrumente regeln, gestalten Mitbestimmung. Um
die Demokratie langfristig zu stärken, ist ein systemischer Blick auf die Verfassung erforderlich: Grundrechte ermöglichen
Diskursräume für politische Meinungsbildung; Transparenzvorgaben machen staatliche Vorgänge nachvollziehbar und sachliche
Kritik erst möglich; bundesstaatliche Strukturen und Handlungsspielräume für Gemeinden und Städte unterstützen die
Erprobung von demokratischen Innovationen auf regionaler und lokaler Ebene und stoßen damit Lernprozesse innerhalb des
staatlichen Gefüges an.

Aus verfassungsrechtlicher Perspektive ist bei Reformprozessen die "Gesamtänderungsschranke" des Art 44 Abs 3 B-VG zu
beachten: Der Verfassungsgesetzgeber ist an Grundentscheidungen – wie Demokratie, Republik, Rechtsstaat, Bundesstaat –
gebunden. Sollen sie angetastet werden, so bedarf es – wie 1995 beim EU-Beitritt – einer Volksabstimmung.

Demokratie ins 21. Jahrhundert bringen

Der Teufel steckt im Detail: Verfassungsänderungen, die eine Stärkung demokratischer Strukturen bezwecken, können eine
Gesamtänderung auslösen, weil die überwiegende Rechtslehre und der Verfassungsgerichtshof die Grundprinzipien unter
Bezugnahme auf die "Urfassung" des B-VG definieren. "Demokratie" ist dann eben (nur), was bereits vor 100 Jahren unter
"Demokratie" verstanden wurde. Diese stark historisch orientierte Auslegung hat dazu geführt, dass der Verfassungsgerichtshof
das Einwohner:innenwahlrecht ebenso für verfassungswidrig befunden hat wie die "Volksgesetzgebung" in Vorarlberg. Zu all
dem gibt es fundierte verfassungsrechtliche Kritik. Ein Verfassungskonvent böte die Gelegenheit, über diese
Einzelfallentscheidungen hinaus systemische Weiterentwicklungen anzudenken, um die Demokratie in Österreich resilient ins
21. Jahrhundert zu bringen.

Nicht nur das Ergebnis solcher Reformen sollte von einem modernen, partizipativen Demokratieverständnis getragen sein: Die
Regierung könnte schon durch die offene und partizipative Gestaltung des Verfassungskonvents zeigen, dass sie ihren im
Regierungsprogramm verankerten Demokratieauftrag ernst nimmt. (Teresa Weber, Tamara Ehs, 7.8.2026)

Teresa Weber ist Universitätsprofessorin für Öffentliches Recht an der
TU Wien.
Tamara Ehs ist Associate Fellow an der Academy of International Affairs
Bonn und Autorin von "Verteidigung der Demokratie" (Wien 2025).

Das im Text angesprochene Projekt wurde von der WU Wien gefördert
und am dortigen Forschungsinstitut für Urban Management und
Governance durchgeführt.
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ÖSTERREICH BRAUCHT EINE STARKE LIBE-
RALE STIMME!

„Seit etwas über 50 Jahren arbeite ich als Journalist. Dabei war mir immer
wichtig, dass es in Österreichs konservativer und stark vom Boulevard
geprägter Medienlandschaft eine liberale und seriöse Stimme gibt. Mit
der Gründung des STANDARD wurde endlich auch in Österreich eine
liberale und weltoffene Tageszeitung etabliert. 

Ich glaube, dass DER STANDARD wichtiger ist denn je zuvor. Gerade jetzt, wo überall der
autoritäre Rechtspopulismus vorrückt. Österreich neigt etwas zum autoritären Denken,
umso mehr brauchen die vielen liberal und weltoffen denkenden Bürger eine starke
Stimme.“

Unterstützen Sie den STANDARD! Ihr Beitrag stärkt eine unabhängige und seriöse Stimme in
Österreichs Medienlandschaft!
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